
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 10. März 2008 

 

 Nr. 2008/375   

Oensingen: Gestaltungsplan „Kompostier- und Biogasanlage“ mit Sonderbauvorschriften / Genehmigung 

  

1. Ausgangslage 

Die Einwohnergemeinde Oensingen unterbreitet dem Regierungsrat den Gestaltungsplan über eine 

„Kompostier- und Biogasanlage“ mit Sonderbauvorschriften zur Genehmigung. 

2. Erwägungen 

Das Areal der Abwasserreinigungsanlage und der projektierten Kompostier- und Biogasanlage liegt 

gemäss der Ortsplanung Oensingen in der Zone für öffentliche Bauten und Anlagen (RRB Nr. 733 

vom 3. April 2002). Der zur Genehmigung vorliegende Gestaltungsplan regelt den Betrieb einer 

Kompostier- und Biogasanlage zur Verarbeitung von kompostier- und vergärbaren Abfällen. 

Die geplante Biogasanlage darf gemäss § 4 der Sonderbauvorschriften jährlich 11'050 t (8'500 t + 

30 %) organische Abfälle verarbeiten. In der Anlage wird geruchsintensives, vergärbares Grüngut der 

Kompostieranlage und Panseninhalt eingesetzt. Zusätzlich können weitere Substrate wie Hofdünger 

und z.B. Abfälle aus der Gastronomie verarbeitet werden. Die zugelassenen Substrate werden in der 

Betriebsbewilligung des Kantons Solothurn abschliessend aufgelistet. Die Abluft der Annahmehalle wird 

über einen Biofilter gereinigt. Die Verkehrsmehrbelastung auf dem öffentlichen Strassennetz beträgt 

bei maximaler Auslastung 9 – 11 Lastwagenfahrten pro Tag. 

Das im Fermenter entstehende Biogas wird mit einem Blockheiz-Kraftwerk (BHKW) zu Ökostrom 

und Wärme umgewandelt. Der überschüssig produzierte Ökostrom wird verkauft. Bei einer BHKW-

Leistung von 200 kW kann der Strombedarf von 400 Haushalten (à je 4 Personen) gedeckt wer-

den. Ein Teil der Wärme wird für die Beheizung des Fermenterinhaltes verwendet (je nach Auslas-

tung ca. 30 - 40 %), während die Überschusswärme zur Beheizung der Betriebsgebäude verwen-

det werden kann. 

Die öffentliche Auflage erfolgte in der Zeit vom 6. September 2007 bis zum 6. Oktober 2007. In-

nerhalb der Auflagefrist gingen keine Einsprachen ein. Der Gemeinderat genehmigte den Gestaltungs-

plan über die „Kompostier- und Biogasanlage“ mit Sonderbauvorschriften am 3. September 2007 

unter dem Vorbehalt von Einsprachen. Am 4. Oktober 2007 haben Armand & Käthy Rindlisbacher-

Hürzeler eine Rechtsverwahrung eingereicht, welche jedoch mit Schreiben vom 29. Januar 2008 

vollumfänglich zurückgezogen wurde. 

Formell wurde das Verfahren richtig durchgeführt. 
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Materiell sind folgende Bemerkungen zu machen: 

Nach Art. 9 Abs. 1 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (USG, SR 

814.01) muss eine Behörde, bevor sie über die Planung, Errichtung oder Änderung einer Anlage 

entscheidet, welche die Umwelt erheblich belasten kann, deren Umweltverträglichkeit prüfen. Eine 

entsprechende Pflicht besteht namentlich für Anlagen zum Sortieren, Behandeln, Verwerten oder Ver-

brennen von Abfällen mit einer Behandlungskapazität von über 1‘000 Tonnen jährlich (Anhang Ziffer 

40.7 der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung vom 19. Oktober 1988, UVPV; SR 

814.011). Die UVP-Pflicht besteht auch für Änderungen bestehender Anlagen, wenn zwei Kriterien 

erfüllt sind (Art. 2 Abs. 1 UVPV): a) Die Änderung ist wesentlich; b) Die Änderung wird im 

Verfahren entschieden, das auch für eine neue Anlage massgeblich ist (Art. 2 Abs. 1 UVPV). 

Diese Kriterien der UVPV sind beim vorliegenden Projekt erfüllt.  

Das Amt für Umwelt hält in seinem Beurteilungsbericht vom 29. März 2007 fest, dass das Vorha-

ben der Umweltschutzgesetzgebung entspricht und als umweltverträglich bezeichnet werden kann, 

wenn die im Beurteilungsbericht enthaltenen Anträge in die Bau- bzw. Betriebsbewilligung aufgenom-

men werden. Zudem sind alle im Umweltverträglichkeitsbericht in den Kapiteln 1.4 ("Zusammenfas-

sung der vorgesehenen Umweltschutzmassnahmen") und 3 ("Projektbeschrieb") aufgeführten Mass-

nahmen zu realisieren. Die Hochwassersicherheit ist für ein 100-jähriges Hochwasser mit entspre-

chenden baulichen Massnahmen an der Biogasanlage sicherzustellen. Die Details sind im Baubewilli-

gungsverfahren festzulegen. 

3. Beschluss 

3.1 Der Gestaltungsplan “Kompostier- und Biogasanlage” mit Sonderbauvorschriften der 

Einwohnergemeinde Oensingen wird mit den in den Erwägungen gemachten Bemerkungen 

und Auflagen genehmigt. 

3.2 Bestehende Pläne und Reglemente verlieren, soweit sie mit dem genehmigten Plan in 

Widerspruch stehen, ihre Rechtskraft und werden aufgehoben. Dies betrifft insbesondere 

den Gestaltungsplan Kompostieranlage Oensingen (RRB Nr. 2240 vom 8. Dezember 

2003), er wird aufgehoben. 

3.3 Die Einwohnergemeinde Oensingen hat eine Genehmigungsgebühr von Fr. 2'000.00, für 

die Beurteilung des Vorhabens im UVP-Verfahren Kosten von Fr. 10‘300.00 sowie 

Publikationskosten von Fr. 23.00, insgesamt Fr. 12'323.00 zu bezahlen. 

3.4 Es steht der Gemeinde frei, gestützt auf § 74 Abs. 3 des Planungs- und Baugesetzes  

vom 3. Dezember 1978 (BGS 711.1), die Planungs- und Genehmigungskosten ganz oder 

teilweise auf die Interessierten zu verteilen. 
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Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 

Kostenrechnung  Einwohnergemeinde Oensingen, 4702 Oensingen 

Genehmigungsgebühr: Fr. 2'000.00  (KA 431000/A 80553) 

Beurteilung UVP-Verfahren: Fr. 10‘300.00  (KA 431001/A 80049/TP 112/220) 

Publikationskosten: Fr. 23.00  (KA 435015/A 45820) 

       Fr. 12'323.00  

   
Zahlungsart: Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 

 Rechnungstellung durch Staatskanzlei 

Verteiler 

Bau- und Justizdepartement 

Amt für Raumplanung (TS/Ru) (3), mit Akten und 1 gen. Plan (später)  

Amt für Raumplanung, Debitorenkontrolle (Ci) 

Amt für Umwelt, mit 1 gen. Plan (später) 

Amt für Umwelt (2), Rechnungsführung 

Amt für Verkehr und Tiefbau 

Amt für Finanzen 

Sekretariat der Katasterschatzung 

Solothurnische Gebäudeversicherung, Baselstrasse 40 

Amtschreiberei Thal-Gäu, Schmelzihof, Wengimattstrasse 2, 4710 Klus-Balsthal  

Einwohnergemeinde Oensingen, 4702 Oensingen, mit 3 gen. Plänen (später), mit Rechnung (Ein-

schreiben)  

Planungs- und Umweltschutzkommission Oensingen, 4702 Oensingen 

Bauverwaltung Oensingen, 4702 Oensingen 

Baukommission Oensingen, 4702 Oensingen 

BV Kompostieranlage Oensingen AG, Fröschenlochstrasse 11, 4702 Oensingen, mit 1 gen. Plan 

(später) 

Armand & Käthy Rindlisbacher-Hürzeler, Römerstasse 41, 4702 Oensingen 

Genesys Biogas AG, Balierestrasse 29, 8500 Frauenfeld 

René Schmid Architekten, Ellen-Widmann-Weg 6, 8050 Zürich 

Staatskanzlei (für Publikation im Amtsblatt: Einwohnergemeinde Oensingen: Genehmigung Gestal-

tungsplan „Kompostier- und Biogasanlage“ mit Sonderbauvorschriften) 

 

Der Beschluss des Regierungsrates, der Beschluss des Gemeinderates der Einwohnergemein-

de Oensingen und der Umweltverträglichkeitsbericht werden zusammen mit dem Beurteilungs-

bericht der kantonalen Umweltschutzfachstelle in der Zeit vom 14. März 2008 bis 26. März 

2008 beim Bau- und Justizdepartement, Rötihof, Zimmer Nr. 116, 4509 Solothurn, und auf 
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der Gemeindeverwaltung, 4702 Oensingen, zur Einsichtnahme aufgelegt (Art. 20 Verordnung 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung / UVPV). 

 

Wer zur Beschwerdeführung berechtigt ist, kann innerhalb von 10 Tagen gegen den Ent-

scheid des Regierungsrates beim kantonalen Verwaltungsgericht Verwaltungsgerichtsbeschwerde 

einreichen. Die Beschwerde ist im Doppel einzureichen und hat mindestens einen Antrag und 

eine Begründung zu enthalten. 
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